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Text 

§ 6. (1) Es ist untersagt, im geschäftlichen Verkehr zur Kennzeichnung von Waren oder 
Dienstleistungen oder als Bestandteil von Waren- oder Dienstleistungskennzeichnungen unbefugt das 
Staatswappen, die Staatsfahne, ein anderes staatliches Hoheitszeichen oder das Wappen einer 
inländischen Gebietskörperschaft oder ohne Zustimmung der Berechtigten die im § 4 Abs. 1 Z 1 lit. c 
genannten Zeichen zu benutzen. Ebenfalls untersagt ist die Benutzung eines Prüfungs- oder 
Gewährzeichens ohne Zustimmung der das Prüfungs- oder Gewährzeichen verleihenden Behörde zur 
Kennzeichnung oder als Bestandteil der Kennzeichnung solcher Waren oder Dienstleistungen, für die das 
Zeichen eingeführt ist, oder ähnlicher Waren oder Dienstleistungen. 

(2) Auf ausländische staatliche Hoheitszeichen und amtliche Prüfungs- oder Gewährzeichen ist 
Abs. 1 nur anzuwenden, wenn eine zwischenstaatliche Vereinbarung oder Gegenseitigkeit besteht und 
wenn das ausländische Zeichen im Bundesgesetzblatt kundgemacht worden ist. Wird in die 
Kundmachung keine Darstellung der amtlichen Ausführungsform des Zeichens aufgenommen, so ist zu 
verlautbaren, wo eine solche Darstellung öffentlich zugänglich ist. 

(3) Wer dem Verbot (Abs. 1) zuwiderhandelt, wird von der Bezirksverwaltungsbehörde mit 
Geldstrafe bis zu 218 € oder mit Arrest bis zu einem Monat bestraft. Bei erschwerenden Umständen 
können diese Strafen auch nebeneinander verhängt werden. 


